
2041
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VII ZR 154/68 URTEIL Verkündet am

18o Dezember I969 
Horn,

Justizhauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Architekten Maximilian 
D^(|B^st‘raße

Klagers, Berufungs'beklagten und 
Revisionsklägers ?

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr0

gegen

1o den Kaufmann Arje o

2o die Frau Fella 
Mi

beide wohnhaft in

Beklagtep Berufungskläger und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr0
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Der VIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 18 „ Dezem­
ber 1969 unter Mitwirkung des Vizepräsidenten 
des Bundesgerichtshofs Glanzmann und der Bundes­
richter Rietschel, Hubert Meyer, Drc Finke und 
Schmidt

für Recht erkannt:

-----------I

Auf die Revision des Klägers wird 
das Urteil des 11„ Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Frankfurt a.M, 
vom 2 7 0 März 1968 aufgehoben0

Die Sache wird zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an den 17o Zivilsenat 
des Berufungsgerichts zurückvexwiesenQ

Von Rechts vre gen

Tatbestand:

Im Jahr i960 interessierten sich die Beklagten
für den Ankauf der Grundstücke
straße und Am In ihrem Auf­
trag gab der Kläger eine technische Beurteilung für
die Bebauungsmöglichkeiten ab, fertigte Planskizzen 
und verhandelte mit Behörden0 Nachdem die Beklagten 
die Grundstücke gekauft hatten, schlossen sie am 
29o April 1962 mit der Architektengemeinschaft 
''Hochhaus am aus dem Kläger
und dem Architekten bestand, einen Archi-



tektenvertrag liber die Errichtung eines 20-stöckigen 
Hochhauseso Nach § 3 des Vertrags sollten die vor­
läufigen Gebühren unter Zugrundelegung der Bau­
klasse IV == 3j70 % der zunächst geschätzten Kosten­
anschlagssumme von 10*000*000 DH betragene Es wur- 
den monatliche Teilzahlungen von 15o00Q DM verein­
barte Die 10/100 Gebühr für den Vorentwurf sollte 
dem Kläger für seine bisherigen Leistungen allein 
zusteherio Als Gebühr für die Bauführung waren 
1, 5 % der Bausumme vereinbart„

Der § 13 des Architoktenvertrages lautet:

,f1. Der Bauherr und Architekt können
den Vertrag nur aus wichtigem Grund 
kündigen, und zwar ohne Einhaltung 
einer Künd i gun gs f r i s t.

2o Wird der Vertrag ganz oder teilweise 
aus einem Grunde gekündigt, den der 
Bauherr zu vertreten hat, so behält 
der' Architekt den Anspruch auf die 
ganze vertragliche Vergütung, jedoch 
unter Abzug ersparter Aufwendungen, 
die mit 40 v cHo der Gebühr für die vom 
Architekten noch nicht geleisteten Ar­
beiten festgesetzt werden.

3o Wird aus einem Grunde gekündigt, den 
der Architekt zu vertreten hat, so 
kann der Architekt eine Vergütung nur für die bisher geleisteten Arbeiten 
verlangeno M

Im Jahre 1963 kam es zwischen dem Kläger und 
den Beklagten zu Auseinandersetzungen, in deren 
Verlauf die Beklagten eine weitere Zusammenarbeit 
mit dem Kläger ablehnten0 Sie kündigten den Vertrag 
mit Schreiben vom 8* und 20„ Dezember 1965c Wegen 
der Kündigungsgründe, über die der Architekt
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weder von den Beklagten noch von dem Kläger Auf­
klärung erhielt, kam es zu Unstimmigkeiten zwischen 
den beiden Architekten, die zu einer Auflösung 
der Architektengemeinschaft führten,. Der Architekt 
BfPBl erklärte sich damit einverstanden, daß der 
Kläger auf sein Kostenrisiko etwaige Ansprüche der 
Architektengemeinschaft gegen die Beklagten geltend 
mache 0

Der Kläger stellte den Beklagten eine Honorar­
rechnung über 225,700,50 DM aus.,

Das geplante Bauvorhaben wurde nicht ausgeführt, 
Stattdessen wurde der Bau eines Luxushotels geplant. 
Hierbei arbeiteten die Beklagten weiter mit dem Ar­
chitekten zusammen.

Kit der Klage verlangt der Kläger 37c000 DH 
als Abfindung für seine Vorleistungen gemäß dem 
Vertrag vom 29* April 1962,

Die Beklagten haben die Forderung des Klägers 
bestritten. Sie haben hilfsweise mit einem Anspruch 
auf Rückzahlung der von ihnen (unstreitig) geleiste­
ten Abschlagszahlungen von 90,000 DM aufgerechnet.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben,

Hiergegen haben die Beklagten Berufung eingelegte 
In der Berufungsinstanz haben sie als Grund für ihre 
Kündigung angegeben, der Kläger habe bei anderen 
Bauvorhaben, die er für sie bearbeitet habe, sich 
erheblicher Vertragsverletzungen schuldig gemacht,



so daß sie kein Vertrauen mehr zu ihm haben könn­
ten» Der Kläger hat mit Schriftsatz vom 23« No­
vember 1967 im Einverständnis mit dem Architekten

den Architektenvertrag vorsorglich gekündigt,.

Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewiesen,

Hiergegen richtet sich die Revision des Klä­
gers, Er begehrt die Wiederherstellung des landge­
richtlichen Urteils, Die Beklagten beantragen die 
Zurückweisung der Revision,

Entscheidungsgründe:

I o

Das Berufungsgericht hält den Anspruch des 
Klägers für begründet. Durch die Zahlung der 90,000 DII 
an die Architektengemeinschaft sei dieser Anspruch 
nicht abgegolten» Die Forderung des Klägers sei je­
doch durch Aufrechnung erloschen» Denn den Beklagten 
stehe gegen die Architektengemeinschaft ein Rück­
zahlungsanspruch in Höhe von 90,000 DM zu, für den 
der Kläger als Gesellschafter persönlich hafte, Br 
habe nicht bewiesen* daß die Architektengemeinschaft 
irgendwelche Leistungen erbracht habe.

Das Berufungsgericht läßt offen* ob die Be­
klagten berechtigt gewesen seien* den Vertrag zu 
kündigen» Denn auch wenn die Kündigung unwirksam 
gewesen sein sollte, weil kein wichtiger Grund Vor­
gelegen habe, könnte die Architektengemeinschaft
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hieraus keinen Anspruch gemäß § 13 Nr„ 2 des Archi­
tektenvertrags wegen der nicht erbrachten Leistun­
gen geltend machen» Die Architektengemeinschaft hät­
te diesen Anspruch nur dadurch begründen können, 
daß sie ihrerseits nun wirksam gekündigt hätte, 
weil die Beklagten ihr durch ihre unberechtigte 
Kündigung hierzu einen wichtigen Grund gegeben hätten„ 
Die Architekten hätten aber nicht gekündigt» Das Vor- 
tragsverhältnis sei vielmehr - so stellt das Beru­
fungsgericht fest - einverständlich aufgehoben worden» 
Für diesen Fall sei im Vertrag eine Vergütung der 
nicht erbrachten Leistungen nicht vorgesehen»

II»

Die Revision des Klägers ist begründet.

1 o Ohne Rechtsfehler hat das ObeziLandesgericht 
- im Gegensatz zu dem Landgericht - das Vorliegen eines 
Aufrechnungsverbots verneint„

Insoweit hat der Kläger keine Rüge erhoben»

2» Der zur Aufrechnung gestellte Rückzahlungsan­
spruch der Beklagten ist entgegen der Meinung des Be­
rufungsgerichts kein Bereicherungsanspruch? sondern 
ein vertraglicher Rückgewähranspruch„

Bei einem solchen Anspruch auf Rückgewähr zu­
viel bezahlter Vorschüsse ist es - entgegen der mit 
der Revision vertretenen Ansicht - Sache des Archiv 
tekten zu beweisen, daß er Leistungen in Höhe der 
Abschlagszahlungen erbracht hat, Sov/eit es sich daher
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darum handelt, ob die Architekten auch für den 
Fall, daß die Beklagten einen wichtigen von dem 
Kläger zu vertretenden Grund zur Kündigung hatten, 
gemäß § 13 Nr. 3 des Vertrags die Vergütung der 
von ihnen erbrachten Leistungen verlangen können, 
konnte das Berufungsgericht ohne Rechts fehl er 
von der Beweislast der Architekten ausgehen,

3. Ob der Kläger seiner Beweispflicht nach- 
gekommen ist, kann dahingestellt bleiben, denn 
mit Recht rügt der Kläger, daß das Berufungsgericht 
auch für den Fall, daß die Beklagten den Vertrag 
ohne wichtigen und von dem Klager zu vertretenden 
Grund gekündigt haben sollten, der Architektenge­
meinschaft keinen Anspruch auf Bezahlung der nicht 
erbrachten Leistungen zugebilligt hat.

Die Feststellung des Berufungsgerichts, daß 
das Vertragsverhältnis in diesem Fall nicht durch 
die (unwirksame) Kündigung seitens der Beklagten, 
wohl aber durch das entsprechende Verhalten der 
Beteiligten aufgelöst worden sei (weshalb auch die 
von dem Kläger in der Berufungsinstanz ausgesprochene 
Kündigung ins Leere geht), läßt zwar keinen Rechts­
fehler erkennen.

Zu Unrecht meint das Berufungsgericht aber, 
daß der Architektengemeinschaft dann in keinem Fall 
ein Anspruch auf Vergütung der nicht erbrachten 
Leistungen zustehe.

Wenn die Beklagten sich ohne rechtfertigenden 
Grund vom Vertrag losgesagt haben, so haben sic nach
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den Regeln über die positive Vertragsverletzung 
den Architekten Schadensersatz zu leisten«, Sie ha­
ben sie nach § 249 BGB so zu steilen? als wäre der 
Vertrag durchgeführt worden«, Sie schulden den Ar­
chitekten daher in diesem Falle das vereinbarte 
Honorar als Schadensersatz (BGH NJW 1969? 419? 420) o

Dabei ist es unerheblich? ob die Architekten 
nun ihrerseits gekündigt oder sich mit der von den 
Beklagten angestrebten Aufhebung des Vertrags ab­
gefunden habeno Bei der gegebenen Sachlage wäre es 
wenig sinnvoll gewesen? auf einer Fortsetzung des 
Vertragsverhältnisses zu bestehen« Ein Verzicht auf 
ihre Schadensersatzansprüche kann daher ihrem uEin­
verständnis" mit der Aufhebung des Vertragsverhält“ 
nisses keinesfalls entnommen werden (vglo Urteil 
des Senats vom 10. Mai 1962 - VII ZR 239/60 
BGH LM Nr. 1 zu § 61 HGB = NJW 1964? 817)»

Das Berufungsgericht durfte deshalb die Ent“ 
Scheidung der Frage? ob die Beklagten einen in der 
Person des Klägers liegenden wichtigen Grund zur 
Kündigung gehabt hatten? nicht offen lassen.

III..

Das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben 
und die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung? 
auch über die Kosten der Revision? an das Berufungs­
gericht zurückzuverweiseno

Dieses wird nunmehr zu prüfen haben? ob die Be­
klagten einen von dem Kläger zu vertretenden wichtigen 
Grund zur Kündigung hatten« Verneinendenfalls müßte der



Architektengemeinschaft grundsätzlich ein Scha­
densersatzanspruch in Höhe des vereinbarten Ho­
norars zugebilligt werden«, Inwieweit sich ihr 
Schaden durch die Ersparnisse verringern v/ürde? 
die sie infolge der Nichterfüllung des Vertrags 
gemacht haben? müßten dann die Beklagten darle­
gen und beweiseno Bejahendenfalls wird auch der 
Kläger noch Gelegenheit haben? den vom Berufungs­
gericht vermißten Beweis für die von ihm behaup­
teten Leistungen der Architektengemeinschaft zu 
erbringen0 Dabei wird es allerdings - entgegen 
der mit der Revision vertretenen Auffassung - 
nicht auf die Höhe der Auslagen, sondern darauf 
ankommen? ob und inwieweit die Architekten das 
Leistungsbild des § 19 GOA erfüllt haben«, Erforder­
lichenfalls wäre dann noch zu erwägen? ob ein et­
waiger Anspruch der Architekten gern« § 13 Mr«, 3 
des Vertrags dennoch entfiele? weil die erbrach­
ten Leistungen durch Verschulden des Klägers für 
die Beklagten wertlos geworden sind«

-i
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Der Senat hat von der Möglichkeit der Ver­
weisung an einen anderen Senat des Berufungsge­
richts Gebrauch gernacht (§ 565 Abs» 1 Sc 2 ZPO)

Glanzmann
Pinke

Rietschel
Schmidt

Meyer
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